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Viele  unseriös  arbeitende 
Schuldenregulierer, die sich In- 
stitut, Firma oder Verein nen-
nen (etwa Institut Hilfreich, 
Paurrus GmbH oder Insolvenz- 
hilfeverein) werben mit Slo-
gans wie „Schulden?“, „Kredit  
abgelehnt?“, „Finanzsanierung 
ohne Wartezeiten“, „Rest-
schuldbefreiung durch Insol-
venzgesetz“, „Sie zahlen nur 
noch eine Rate an eine Stelle“.

Aber Vorsicht: Die meisten Fir-
men oder Vereine verfügen 
über keinerlei Genehmigung, 
um Insolvenzberatung durch-
führen zu können. Statt der 
versprochenen Leistungen 
nehmen die Schulden nicht ab, 
sondern zu. Das versprochene 
Insolvenzverfahren findet nicht 
statt oder klappt nicht. 

Wenden Sie sich daher nur an  
eine vom Land staatlich aner-

Achtung: Nepper, Schlepper, 
Schuldenregulierer!

kannte Schuldner- und Insol-
venzberatungsstelle (fragen 
Sie nach der Anerkennung als 
„geeignete Stelle“ nach der 
Insolvenzordnung) oder direkt  
und persönlich an einen 
Rechtsanwalt / Steuerberater 
vor Ort. 

Der Finanzsanierungs-
trick – „Zahlen Sie nur 
an eine Stelle!“
Schuldenfrei durch  
Umschuldung???
Genau auf diese Hoffnung zu-
geschnitten ist das – täuschen-
de – Angebot einer Finanzsa-
nierung. Vollmundig wird Hilfe 
auch für Arbeitslose, Haus-
frauen, Rentner, bei negativer 
Schufa und Eidesstattlicher 
Versicherung, angeboten. Mit 
Überschriften wie „Kredit ab-



gelehnt“ „auch bei negativer 
Schufa“ „bis 100.000,– €“ wird 
suggeriert, dass Kredite z.B. 
für Umschuldungen angebo-
ten werden.

Die Anträge ähneln Kreditan-
trägen von Banken zum Ver-
wechseln. Tatsächlich wird 
aber nur eine sogenannte  
„Finanzsanierung“ angebo-
ten: 

Die Vermittler mit den wohl-
klingenden Slogans geben vor, 
erfolgreich an einen Finanz-
sanierungsträger vermitteln 
zu können. Sie erwecken den 
Eindruck, dass es sich dabei 
um eine Finanzierung, also um 
die Erlangung eines Umschul-
dungskredites, handele.

Reagieren Sie darauf, so er-
halten Sie bald eine schein-
bar positive Antwort. Der Fi-
nanzsanierung stehe – nach 
angeblicher sorgfältiger „Prü-
fung“ – nunmehr nichts im We-
ge. Sie sollen lediglich noch 
eine Vermittlungsgebühr von 
50,– bis 100,– € überweisen, 
dann wird Ihr Antrag an den 
Finanzsanierer weitergeleitet. 
Andere Anbieter sagen die Zu-
sendung der Vertragsunterla-
gen per Nachnahme zu.

Achtung! Sie werden keinen 
Umschuldungskredit erhalten! 
Tatsächlich bieten die Finanz-
sanierer vielmehr nur an, zu 
horrenden Preisen Raten an 
Ihre Gläubiger weiterzuleiten. 
Dies aber erst, wenn Sie die 
Gebühren des vorgeblichen 
„Finanzsanierers“ in Höhe von 
400,– bis 4.000,– € getilgt 
haben. Je nach Höhe der von 
Ihnen leistbaren Raten zieht 
sich die Tilgung der Gebühren 
über mehrere Monate hin. In 
dieser Zeit erhalten die Gläubi-
ger meistens keinen Cent, das 
Geld landet in den Taschen 
des Anbieters.

Im Übrigen reicht allein die Ver-
teilung des übrig bleibenden 
Geldes an Ihre Gläubiger nicht 
aus, um die Gläubiger von wei- 
teren Maßnahmen gegen Sie 
abzuhalten. Die „Leistung“, die 
der Finanzsanierer erbringt, 
ist deshalb im Regelfall für 
Sie völlig wertlos oder sogar 
schädlich: Denn die Gläubiger 
werden, nachdem sie einige 
Zeit abgewartet haben, um 
so massiver gegen Sie vorge-
hen! Und schon bald steht der 
Gerichtsvollzieher wieder vor 
Ihrer Tür. 



Der Trick der  
Schuldenregulierer
„Schuldenfrei durch 
Insolvenzgesetz ohne 
Wartezeiten“
Viele Betreiberfirmen und In-
stitute geben vor, Ihnen einen 
schnellen Zugang zum Insol-
venzverfahren vermitteln zu 
können. 

Das Gesetz schreibt für das 
Verbraucherinsolvenzverfahren 
vor, dass Sie vor dem ge-
richtlichen Verfahren mit Un-
terstützung einer anerkannten 
Schuldner- und Insolvenzbe-
ratungsstelle, bzw. Rechtsan-
wälten oder Steuerberatern, 
versuchen, sich außergericht-
lich mit Ihren Gläubigern zu 
einigen.

Leider haben die meisten an-
erkannten Schuldner- und In-
solvenzberatungsstellen War-
tezeiten von mehreren Mo-
naten – aufgrund des großen 
Andrangs lässt sich dies nicht 
vermeiden, da hier jeder Rat-
suchende individuell und um-
fassend beraten wird. Zwar 
unterstützt Sie Ihre Schuldner-
beratungsstelle auch bereits in 

dieser Zeit in Krisensituation, 
damit Sie z.B. nicht Ihren Ar-
beitsplatz oder Ihre Wohnung 
verlieren. 

Viele skrupellose Anbieter, die 
nicht über die Anerkennung 
als „geeignete Stellen“ nach 
der Insolvenzordnung verfü-
gen, machen sich dennoch die 
Wartezeiten, die bei den ge-
meinnützigen Beratungsstellen 
bis zur Durchführung des Ver-
braucherinsolvenzverfahrens 
vergehen können, zu Nutzen 
und versprechen Soforthilfe 
ohne Wartezeit, natürlich ge-
gen Entgelt.

Diese vermeintlichen „Dienst-
leister“ werben oft, insbeson-
dere nachdem Sie Ihre Eides- 
stattliche Versicherung abge-
geben haben, mit Hauswurf-
sendungen bzw. Telefonanru-
fen für ihr Angebot. Sie ver-
sprechen, mit Unterstützung 
eines Rechtsanwaltes für Sie 
kostenlos „ohne Wartezeit“ 
das Insolvenzverfahren durch-
zuführen. Allerdings bleibt nur 
die erste Terminvereinbarung 
kostenlos, danach werden sat-
te Gebühren gefordert.

Sind Sie an einen derartigen 
unseriösen Anbieter geraten, 



so erhalten Sie gegen erheb-
liches Entgelt in Höhe von 
350,– bis 900,– € nichts  wei-
ter, als dass Ihre Unterlagen 
sortiert und Ihre Daten in den 
Computer eingegeben werden. 
Es wird betont, dass keine 
Rechtsberatung gemacht wird, 
da  dies nicht erlaubt ist.

Nach Zahlung der Gebühren 
werden Ihre angeblich „auf- 
bereiteten“ Unterlagen an ei-
nen Rechtsanwalt weiterge-
geben. Mit diesem müssen Sie 
oft eine weitere Gebührenver-
einbarung unterschreiben. 

Auch in der Vereinbarung mit 
dem  Rechtsanwalt  unter-
schreiben Sie, dass mit dem 
Auftrag keine Überprüfung der 
Forderungen, Einleitung von 
Vollstreckungsschutzmaßnah-
men oder Abwehr von unbe-
rechtigten Forderungen ver-
bunden ist. Genau dies wäre 
aber wichtig für Sie. 

Den Rechtsanwalt werden Sie 
im Übrigen kaum je zu Gesicht 
bekommen. Sie können mit 
ihm daher auch keine offenen 
Fragen oder Unsicherheiten 
klären. Oft sitzt er sogar in 
einer anderen Stadt. Sie kön-
nen sich nur an die Betreiber 

wenden, die Sie aber über 
Ihre individuelle Fallgestaltung 
aufgrund mangelnder Rechts-
kenntnisse bzw. gesetzlichem 
Verbot nicht beraten können.

Da eine genaue und indivi-
duelle Prüfung Ihrer Schul-
densituation in diesen Fällen 
nicht stattfindet, gehen die 
Vergleichsverhandlungen meist 
von falschen Voraussetzun- 
gen aus und sind unvollstän-
dig.

Für die unbedingt erforderliche 
Unterstützung beim gerichtli-
chen Antrag für das Insolvenz- 
verfahren, müssen Sie erneut 
erhebliche Gebühren in Höhe 
von 500,– bis 1500,– € an den 
Rechtsanwalt bezahlen. Diese 
Leistung wird nicht von der 
Beratungshilfe abgedeckt. In 
jedem Berliner Bezirk steht Ih-
nen dagegen mindestens eine 
gemeinnützige und vom Land 
Berlin anerkannte Schuldner- 
und Insolvenzberatungsstelle 
zur Verfügung, die Sie kosten-
los berät.

Viele Gerichte weisen diese 
unvollständigen Anträge zu-
rück bzw. versagen sogar we-
gen falscher Angaben im An-
trag die Restschuldbefreiung. 



Am Ende haben Sie viel Geld 
gezahlt, ohne ihr Schuldenpro-
blem gelöst zu haben.

„Werden Sie  
Insolvenzbetreuer und 
helfen Sie Anderen!“
Mit dieser perfiden Werbe-
masche versuchen unseriöse 
Firmen, auch noch mit der Not 
Arbeitsloser ihre Geschäfte 
zu machen, und bieten Ihnen 
eine Mitarbeit beim unseriösen 
Schuldenregulierungsgeschäft 
an. 

Nur staatlich anerkannte Stel-
len oder Rechtsanwälte kön-
nen Schuldner- und Insolvenz-
beratung anbieten und leisten 
qualifizierte und kompetente 
Arbeit

Die vermeintlichen „Insolvenz-
betreuer“ sollen letztlich aus-
schließlich Schuldner den Re-

gulierern zuführen. Oft sind sie 
auch selbst die Betrogenen, da 
sie hohe Ausbildungskosten 
zahlen müssen, ohne verwert-
bare Kenntnisse vermittelt zu 
bekommen.

Schuldenfrei im  
Ausland!
Fast überall im europäischen 
Ausland – wie z.B. in Frank-
reich und England – ist das 
Insolvenzverfahren vermeint-
lich leichter und kürzer, als in 
Deutschland.

Zunehmend bieten Firmen an, 
beim Entschuldungsverfahren 
im Ausland zu helfen.

Die Vermittlung an Rechtsan-
wälte im Ausland ist oft teuer. 
Nicht selten werden mehrere 
tausend Euro gefordert. Häufig 
wird dabei aber verschwiegen, 
wie schwierig es tatsächlich 
ist, im Ausland Restschuldbe-
freiung zu erlangen. 

Die vermeintlich günstigen We-
ge können so schnell in die 
Sackgasse führen.

Informieren Sie sich ausführ-
lich bevor Sie solche Angebote 
annehmen.



 In jedem Berliner Bezirk steht Ihnen mindestens eine gemeinnützige 
und vom Land Berlin anerkannte Schuldner- und Insolvenzbera-
tungsstelle zur Verfügung, die Sie kostenlos berät.

 Schließen Sie nie an der Wohnungstür Verträge ab! 

 Lassen Sie sich bei Schuldenregulierungsangeboten die Erlaubnis 
nach dem Rechtsberatungsgesetz bzw. die staatliche Anerkennung 
gem. Insolvenzordnung zeigen!

 Geben Sie niemals Originalunterlagen aus den Händen!

 Fordern Sie zu Unrecht gezahlte Beträge zurück!

 Holen Sie sich schnellstmöglich Rechtsrat! Sollten Sie bereits ei-
nen Vertrag mit einer Stelle unterschrieben haben, die über keine 
Anerkennung als „geeignete Stelle“ nach der Insolvenzordnung 
verfügt, wenden Sie sich umgehend an die örtliche Schuldnerbe-
ratungsstelle oder Verbraucherzentrale. 

 Die Anschriften der öffentlich geförderten, gemeinnützigen Schuld-
ner- und Insolvenzberatungsstellen erfahren Sie für Berlin unter

 0180 575 02 50 (14 cent pro Minute)

 bzw. www.schuldnerberatung-berlin.de

 und bundesweit unter

 www.forum-schuldnerberatung.de sowie

 www.meine-schulden.de

Wir beraten Sie auch online unter www.schuldnerberatung-berlin.de 
– schnell, anonym, kompetent und kostenlos.

Die Online-Beratung der Landesarbeitsge-
meinschaft wird ermöglicht durch eine För-
derung der Jugend- und Familienstiftung des 
Landes Berlin.

So können  
Sie sich schützen!


